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Text 

§ 215. (1) Verspätete Einsprüche und solche, die von einer hiezu nicht berechtigten Person 
eingebracht wurden, hat das Oberlandesgericht als unzulässig zurückzuweisen. 

(2) In den Fällen des § 212 Z 1, 2 und 7 hat das Oberlandesgericht dem Einspruch Folge zu geben 
und das Verfahren einzustellen. 

(3) In den Fällen des § 212 Z 3 und 4 hat das Oberlandesgericht die Anklageschrift zurückzuweisen; 
dadurch wird das Hauptverfahren beendet und das Ermittlungsverfahren wieder eröffnet. 

(4) In den Fällen des § 212 Z 5 und 6 hat das Oberlandesgericht die Sache dem zuständigen Gericht 
zuzuweisen. Hält es jedoch für möglich, dass ein im Sprengel eines anderen Oberlandesgerichts liegendes 
Gericht zuständig sei, so legt es den Einspruch dem Obersten Gerichtshof vor, der zunächst die Frage der 
Zuständigkeit zu klären hat, bevor er die Sache dem zuständigen Oberlandesgericht zur Entscheidung 
über den Einspruch übermittelt. 

(5) Das Oberlandesgericht kann auch einzelne Anklagepunkte teils auf die eine, teils auf die andere 
Art erledigen. Mit seiner Begründung darf es der Entscheidung des erkennenden Gerichts in der 
Hauptsache nicht vorgreifen. 

(6) Liegt keiner der Fälle der Abs. 2 bis 4 vor, so hat das Oberlandesgericht den Einspruch 
abzuweisen und die Rechtswirksamkeit der Anklageschrift festzustellen. 


